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werden. Somit seien die einschlägigen Bestimmungen der VO 1829/2003 und an­
derer Regelungen so auszulegen, dass dann, wenn ein Stoff wie Pollen nicht als 
GVO angesehen werden kann, Produkte wie Honig, die einen solchen Stoff enthal­
ten, Lebensmittel mit GVO-Zutaten im Sinne von Art. 3 Abs. 1 lit. c VO 
1829/2003 darstellen, und zwar unabhängig davon, ob der fragliche Stoff absicht­
lich hinzugefügt oder zufällig eingetragen wurde. 
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1. Einleitung 

M i t dem am 2. Dezember 2011 ergangenen und seither in Agrarkreisen viel disku­
tierten Urteil 2C_11/2011^ hat das Bundesgericht eine neue Praxis in der Besteue­
rung von landwirtschaftlich genutzten B aulandgrunds tücken im Geschäftsvermö­
gen von Bäuerinnen und Bauem eingeleitet. Das Urteil hat viele neue Fragestel­
lungen aufgeworfen und zu einer Vemnsichemng in der Steuerpraxis geführt. Auch 

^ Leiter Treuhand und Schätzungen, Schweizerischer Bauemverband, Brugg. 
^ Studer Anwälte und Notare, Möhlin. 
^ Vgl. auch den Kurzkommentar von Pius Koller zum Urteil 2C_11/2011 vom 2. Dezem­

ber 2011 in Jusletter vom 27, Februar 2012. 
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bei den Steuerverwaltungen besteht - soweit ersichtlich - noch keine Klarheit dar­
über, wie das neue Urteil in der Praxis umgesetzt werden soll. Die Arbeitsgruppe 
Landwirtschaft der Schweizerischen Steuerkonferenz ist inzwischen tätig gewor­
den und hat sich gemäss Kenntnis der Autoren vorgenommen, einheitliche Grund­
lagen zur Umsetzung des Urteils zu erarbeiten. Ziel dieses Aufsatzes ist es, das 
Bundesgerichtsurteil einer ersten Analyse zu unterziehen und mit Berechnungsbei­
spielen zu veranschaulichen. Zunächst ist dabei auf das Urteil 2C_708/2010 vom 
28. Januar 2011 einzugehen, welches wichtige steuersystematische Grundlagen 
enthält, die in der Umsetzung des Urteils 2C_11/2011 zu berücksichtigen sind. 

2. Urteil 2C_708/2010 

Bereits in diesem am 28. Januar 2011 ergangenen Urteil hat das Bundesgericht in 
einem Aargauer Fall ausgeführt, dass die Zufuhrung eines landwirtschaftlich genutz­
ten Grundstücks in eine andere geschäftliche Nutzung (in jenem Fall Liegenschafts­
handel) nicht ohne steuersystematische Realisation erfolgen dürfe."^ Es handle sich 
um einen veräusserungsähnlichen Vorgang im Sinne von § 96 Abs. 2 lit. b StG/AG. 
Vorher unterliege das Grundstück der Grundstückgewinnsteuer. Einzig der seitherige 
Wertzuwachsgewinn dürfe einkommenssteuerrechtlich erfasst werden. Dazwischen 
finde ein Systemwechsel statt, welcher im dualistischen System der Grundstückge­
winnbesteuerung zwingend berücksichtigt werden müsse. Nur auf diese Weise wür­
den der vor dem Übergang aufgelaufene und der danach eingetretene Mehrwert je 
der sachlich richtigen Steuer zugeführt. 

Das Bundesgericht hatte bereits mit Urteil 2C_598/2007 vom 2. Juli 2008^ einen 
ähnlichen Fall zu beurteilen, der allerdings die bemische Gmndstückgewinnsteuer 
betraf Dort hatten drei Geschwister unentgeltlich erworbenes Land parzelliert und 
mit vier Mehrfamilienhäusem überbaut, die sie gewinnbringend verkaufen konn­
ten. Der Kanton Bem kennt gmndsätzlich ein monistisches System der Gmnd-
stückgewinnbesteuemng, unterstellt aber Liegenschaftshändler unter gewissen 
Voraussetzungen der Einkommens- oder Gewinnsteuer.^ Nachdem den Geschwis­
tern auf dem unentgeltlich erworbenen Land eine lange Besitzdauer zustand, w i ­
dersetzten sie sich der integralen Unterstellung unter die höhere Einkommenssteu­
er. Nach Auffassung des Bundesgerichts wie auch des bemischen Verwaltungsge­
richts durfte die Überfühmng der Liegenschaft in das Geschäftsvermögen nicht 
ohne die steuersystematisch bedingte Korrektur erfolgen. Nach Art. 12 Abs. 2 lit. b 
StHG stelle die Überfühmng eines Gmndstücks vom Privatvermögen in das Ge­
schäftsvermögen einen veräussemngsähnlichen Vorgang dar. Sinn und Zweck 

^ Vgl. Erw. 2.5 und 2.6. 
^ Vgl. die Zusammenfassung dieses Urteils in Erw. 2.4 des Urteils 2C_708/2010 vom 

28. Januar 2011. 
^ Art. 21 Abs.4StG/BE. 
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dieser Bestimmung sei es, im Bereich des dualistischen Systems der Gmndstück-
gewinnbesteuemng den vor der Privateinlage aufgelaufenen sowie den nach die­
sem Zeitpunkt eingetretenen Mehrwert je der sachlich richtigen Steuer zuzuführen. 
Dies gelte auch im zu beurteilenden Fall, indem die Geschwister Privatvermögen 
erworben und dieses mit der Aufnahme des Liegenschaftshandels ins Geschäfts­
vermögen überführt hatten. Massgebender Buchwert von Sacheinlagen ins Ge­
schäftsvermögen sei der Verkehrswert im Zeitpunkt der Einlage. A u f dem derge­
stalt zu berechnenden Gewinn sei die Gmndstückgewinnsteuer zu erheben und nur 
auf dem seitherigen Wertzuwachs sei die Einkommenssteuer geschuldet. 

Dem Urteil 2C_708/2010 lag zwar kein Sachverhalt zu Gmnde, bei welchem 
Privatvermögen zu einem bestimmten Zeitpunkt in das Geschäftsvermögen eines 
Liegenschaftshändlers überging, sondem es handelte sich in jenem Urteil um 
landwirtschaftliches Geschäftsvermögen. M i t der Zuerkennung einer neuen Funk­
tion verlor das vormalige Landwirtschaftsiand jedoch auch in jenem Fall seine 
Geschäftsvermögensqualität und wurde für eine logische Sekunde zu Privatvermö­
gen. Hierauf wurde es zum damaligen Verkehrswert wiedemm ins Geschäftsver­
mögen Liegenschaftshandel überführt. Dies bildet gemäss Bundesgericht einen 
veräussemngsähnlichen Vorgang nach Art. 12 Abs. 2 li t . b StHG, worauf die 
Gmndstückgewinnsteuer zu erheben ist. 

Wendet man die logische Sekunde auf ein bisher landwirtschaftlich genutztes 
Baulandgmndstück an, führt dies zu folgendem Vorgang: Im Zeitpunkt des Be­
ginns der nichtlandwirtschaftlichen Nutzung (z.B. Baubeginn) wird das Gmnd­
stück für eine logische Sekunde zu Privatvermögen. Danach wird es zum Ver­
kehrswert (Baulandpreis) ins Geschäftsvermögen Liegenschaftshandel überführt. 
Die Überfühmng vom Privatvermögen ins Geschäftsvermögen ist im dualistischen 
Steuersystem ein Tatbestand der Gmndstückgewinnbesteuemng (Art. 12 Abs. 2 
lit . b StHG). Der vor der Privateinlage eingetretene Wertzuwachs ist als Gmnd-
stückgewinn zu besteuem. Die Besitzdauer wird durch diesen Vorgang nicht unter­
brochen.'' 

Das Bundesgericht hat im Urteil 2C_708/2010 ausgeführt, es möge ungewöhn­
lich erscheinen, dass von einem vorübergehenden Privatvermögen ausgegangen 
werde, welches dann wieder in Geschäftsvermögen übergehe. Auch sei die An­
nahme der Vorinstanz an sich richtig, dass die Nutzungsändemng (Übergang von 
landwirtschaftlicher Nutzung zum Handelsobjekt) keine die Gmndstückge­
winnsteuer auslösende steuersystematische Realisierung bilde; denn das Land war 
vor- und nachher Geschäftsvermögen. Aber vorher unterlag es (an sich systemwid­
rig) der Gmndstückgewinnsteuer und nachher (systemkonform) der Einkommens­
steuer. Damit fand ein Systemwechsel statt, welcher im dualistischen System der 
Gmndstückgewinnsteuer zwingend zu berücksichtigen sei.^ 

' Vgl. Urteil 2C_708/2010 vom 28. Januar 2011 Erw. 2.5. 
' Vgl. Urteü 2C_708/2010 vom 28. Januar 2011 Erw. 2.6. 



Besteuerung von Baudlandgrundstücken MARTIN WÜRSCH/PIUS KOLLER 

Mit dem Urteil 2C_11/2011 wurde diese erst kurz zuvor begründete steuersyste­
matische Abgrenzung nicht aufgegeben. Das Bundesgericht nimmt in Erw. 2.4 dieses 
Urteils explizit Bezug auf das Urteil 2C_708/2010 und führt aus, dass auch im zu 
beurteilenden Fall auf den Zeitpunkt der Einzonung in den Baubereich ein Übergang 
vom landwirtschaftlichen zum «normalen» Geschäftsvermögen angenommen wer­
den könne. Das Bundesgericht verneint jedoch die steuersystematische Abgrenzung 
bei einer weit zurück liegenden Einzonung aufgmnd von Praktikabilitäts- und Um­
setzungsproblemen. Insbesondere erachtet das Bundesgericht die Probleme als zu 
bedeutend, wenn die Umzonung noch vor dem Inlcrafttreten des BGBB erfolgt ist.^ 
Das Bundesgericht kommt im genannten Urteil zum Schluss, dass sich in Anbetracht 
sämtlicher Gesichtspunkte eine zwischen zwei Phasen unterscheidende steuerliche 
Erfassung (mit der Grundstückgewinnsteuer bis zur Umzonung und mit der Ein­
kommenssteuer für den danach entstandenen Wertzuwachs) nur insoweit aufdränge, 
als sie nicht erst im Nachhinein, sondem schon im Zeitpunkt der Umzonung erfolge; 
namentlich aufVerlangen des Pflichtigen. 

Als Zwischenfazit ist daher festzuhalten, dass bei einem Wechsel von der 

Gmndstückgewinnsteuer zur Einkommenssteuer zwingend eine steuersystemati­

sche Abgrenzung zu erfolgen hat. Eine solche kann gemäss Ansicht des Bundesge­

richts aufgmnd von Praktikabilitäts- und Umsetzungsproblemen in jenen Fällen 

unterbleiben, die weit zurückliegen. Das Bundesgericht nennt als möglichen Zeit­

punkt für die Durchfühmng der steuersystematischen Abgrenzung das Inkrafttreten 

des BGBB. Daraus kann der Schluss gezogen werden, dass alle nach dem 1. Januar 

1994 eingetretenen Fälle einer steuersystematischen Abgrenzung zugänglich sind; 

und es nur jene nicht sind, bei welchen die Einzonung vor dem 1. Januar 1994 

erfolgt ist. 

3. Urteil 2C_11/2011 

Das Bundesgericht hat im genannten Urteil den Begriff «landwirtschaftliche 
Grundstücke» gemäss Art. 27 Abs. 4 StG/AG konkretisiert. Die Konkretisiemng 
gih nicht nur für den Kanton Aargau^^ da Art. 27 Abs. 4 StG/AG mit Art. 8 Abs. 1 
StHG und Art. 18 Abs. 4 DBG harmoniert. Das Urteil wird schweizweit von Be-

^ 1. Januar 1994. 
Dem Urteil 2C_11/2011 lag ein Aargauer Steuerfall zu Grunde. 
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deutung sein, zumal die meisten Kantone mit dualistischem Steuersystem eine 
Parallelbestimmung zu Art. 27 Abs. 4 StG/AG in ihren Steuergesetzen kennen. 

Gemäss der Konkretisiemng des Bundesgerichts kann von einem steuerlich pri­
vilegierten Gmndstück nur noch dann gesprochen werden, wenn die für die An­
wendung des BGBB gültigen Voraussetzungen erfüllt sind. Das ist nach Massgabe 
von Art. 2 Abs. 1 BGBB hauptsächlich dann der Fall, wenn es sich um einzelne 
oder zu einem landwirtschaftlichen Gewerbe gehörende Gmndstücke handeh, die 
ausserhalb einer Bauzone gemäss Art. 15 RPG liegen und für welche die landwirt­
schaftliche Nutzung zulässig ist. Darüber hinaus gilt die Anwendung des BGBB 
und somit auch die besagte steuerliche Ausnahmeregelung für weitere, spezifisch 
in Art. 2 Abs. 2 BGBB genannte Fälle, nämlich: 

a) Grundstücke und Gmndstücksteile mit landwirtschaftlichen Gebäuden und An­
lagen, einschliesslich angemessenem Umschwung, die in einer Bauzone liegen 
und zu einem landwirtschaftlichen Gewerbe gehören; 

b) Waldgmndstücke, die zu einem landwirtschaftlichen Gewerbe gehören; 

c) Grundstücke, die teilweise innerhalb einer Bauzone liegen, solange sie nicht 
entsprechend den Nutzungszonen aufgeteilt sind; 

d) Gmndstücke mit gemischter Nutzung, die nicht in einen landwirtschaftlichen 

und einen nichtlandwirtschaftlichen Teil aufgeteilt sind. 

Diese höchstrichterliche Konkretisiemng des Begriffs «landwirtschaftliches 
Gmndstück» ist wohl (vorderhand) hinzunehmen und somit kann das bisherige 
Abgrenzungskriterium der landwirtschaftlichen Nutzung nicht aufrechterhalten 
werden. 

Das Bundesgericht hat damit eine Differenz zu Art. 14 Abs. 2 StHG geschaffen. 
Diese Bestimmung, welche sich im 4. Kapitel der StHG unter der Überschrift 
«Vermögenssteuer» findet, regelt die Bewertung von land- und forstwirtschaftli­
chen Gmndstücken. Danach werden land- und forstwirtschaftlich genutzte Gmnd­
stücke zum Ertragswert besteuert. Daraus ergibt sich zweierlei: Erstens, dass die 

Weniger betroffen sind die Kantone mit dem monistischen System (Zürich, Bem, Basel-
Stadt, Basel-Landschaft, Nidwaiden, Schwyz, Thurgau, Uri, Jura, Tessin). In diesen 
Kantonen unterstehen die Gewinne aus Geschäfts- oder Privatvermögen stets der separa­
ten Gmndstückgewinnsteuer. Nach der neuen Praxis des Bundesgerichts sind im mo­
nistischen System zusätzlich die direkte Bundessteuer und die AHV-Beiträge zu erheben. 
Vgl. statt anderer § 25 Abs. 4 des Steuergesetzes des Kantons Luzem vom 22. November 
2009 (StG/LU): Kapitalgewinne im Sinne von Abs. 2 auf land- und forstwirtschaftlichen 
Gmndstücken sind im Umfang der Differenz zwischen dem massgebhchen Einkom­
menssteuerwert und den Anlagekosten steuerbar. 
Vgl. zur bisherigen Praxis im Kanton Aargau MARIANNE KLÖTI-WEBER/JÜRG BAUR, 
Kommentar zum Aargauer Steuergesetz, 3. Aufl., Muri-Bem, N 7a zu § 95. 
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Besteuerung von land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken ertragswertorien-
tiert zu erfolgen hat, solange diese land- oder forstwirtschaftlich genutzt werden. 
Dabei spick es keine Rolle, ob das Grundstück inner- oder ausserhalb einer Bauzo­
ne liegt und dem BGBB unterstellt ist oder nicht. Massgebend ist einzig die land-
oder forstwirtschaftliche Nutzung. Zweitens wird trotz Harmonisierungsabsicht im 
selben Gesetz zwischen landwirtschaftlichen Grundstücken im Geltungsbereich des 
BGBB und landwirtschaftlich genutzten Grundstücken unterschieden. Während im 
Bereich der Einkommenssteuer nur landwirtschaftliche Gmndstücke im Geltungs­
bereich des BGBB steuerlich privilegiert behandeh werden sollen, kommt es im 
Bereich der Vermögenssteuer nicht auf den Geltungsbereich des BGBB, sondem 
auf die land- oder forstwirtschaftliche Nutzung an. Diese unterschiedliche Handha­
bung ist insofem von Bedeutung, als dass landwirtschaftlich genutzte Bauland-
gmndstücke ertragswertorientiert besteuert werden und somit das Bundesgerichts­
urteil keine Auswirkungen auf das Vermögen hat. Dies ist mit Blick auf die heute 
noch geltende Vermögenslimite bei den Direktzahlungen von Relevanz. Fraglich 
ist, ob diese unterschiedliche Beurteilung eines landwirtschaftlichen Gmndstücks 
im Steuerrecht zulässig ist. Vor dem Hintergrund der gewollten einheitlichen Beg­
riffsbestimmung ist dies zu vemeinen. Daher plädieren die Autoren dafür, wieder 
generell auf das Kriterium der landwirtschaftlichen Nutzung und nicht auf den 
Geltungsbereich des BGBB abzustellen. Eine in diese Richtung zielende Motion 
wurde von Nationalrat Leo Müller bereits deponiert. 

4. Praktische Bedeutung des Urteils 2C_11/2011 

Das hier diskutierte Bundesgerichtsurteil führt in der Regel nicht automatisch zur 
Besteuemng von Bauland im Geschäftsvemiögen von Bäuerinnen und Bauem. 
Eine Besteuemng könnte beim Systemwechsel von der Gmndstückgewinnsteuer 
zur Einicommenssteuer erfolgen, wie nachfolgend aufgezeigt wird. Wie soeben 
dargelegt, wird im Bereich der Vermögenssteuer weiterhin auf die land- und forst­
wirtschaftliche Nutzung abgesteUt. Solange eine solche Nutzung erfolgt, zeitigt das 
Urteil im Bereich der Vermögenssteuer keine Auswirkungen. 

Im Bereich der Einkommenssteuer wird darauf abgestellt, ob das Bauland vom 

Geltungsbereich des BGBB erfasst ist oder nicht. Ist dies der Fall, ändert sich 

nichts an der bisherigen Steuerpraxis. Wird zum Beispiel ein 30 Aren grosses im 

Vgl. Art. 23 der Verordnung vom 7. Dezember 1998 über die Direktzahlungen an die 
Landwirtschaft (DZV). Ab einem massgebenden Vermögen von Fr. 800 000.00 werden 
die Direktzahlungen bis zu einem massgeblichen Vermögen von Fr. 1 Mio. gekürzt. Das 
massgebUche Vermögen ist das steuerbare Vermögen, vermindert um Fr. 270 000.00 pro 
Standardarbeitskraft und um Fr. 340 000.00 für verheiratete Bewirtschafterinnen und 
Bewirtschafter. 
Vgl. Motion 12.3172 von Leo Müller, eingereicht am 14. März 2012. 
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Kanton Aargau gelegenes Gmndstück, wovon 20 Aren in der Bauzone sind, ins 
Privatvermögen überführt, erfolgt die Besteuemng weiterhin nach § 27 Abs. 4 
StG/AG. Da es sich beim fraglichen Gmndstück um ein gemischtes Gmndstück 
gemäss Art. 2 Abs. 2 lit . c BGBB handelt, ist es vom Geltungsbereich des BGBB 
erfasst. Folglich unterliegen die wiedereingebrachten Abschreibungen der Ein­
kommenssteuer und der Wertzuwachsgewinn der Gmndstückgewinnsteuer. Die 
Besteuemng des Gmndstückgewinns wird dabei aufgeschoben. Werden in der 
Folge die 20 Aren Bauland abgetrennt^ ̂  und verkauft, wird auf dem Wertzuwachs­
gewinn die Gmndstückgewinnsteuer erhoben. 

In steuerlicher Hinsicht massgebend ist somit nicht der Zeitpunkt der Umzonung 
von der Landwirtschaftszone in die Bauzone, sondem der Zeitpunkt, ab wann das 
eingezonte Bauland dem Geltungsbereich des BGBB entzogen ist. Dies ist bei 
einem gemischten Gmndstück im Zeitpunkt der Abparzelliemng der Fall. Bei einer 
vollständig in der Bauzone liegenden Ho^arzelle eines Landwirtschaftsbetriebs ist 
dies der Fall, wenn die Gewerbeeigenschaft gemäss Art. 7 BGBB nicht mehr vor­
handen ist.^ Gih ein Teil der Hofparzelle eines landwirtschaftlichen Gewerbes 
nicht als betriebsnotwendig, so entfällt dieser Teil bereits im Zeitpunlct der Einzo­
nung aus dem Geltungsbereich des BGBB.^^ Da gemäss Ansicht des Bundesge­
richts die steuersystematische Abgrenzung zwischen landwirtschaftlichem Ge­
schäftsvermögen und «normalem» Geschäftsvermögen für weit zurück liegende 
Fälle aufgmnd von Praktikabilitäts- und Umsetzungsproblemen nicht mehr durch­
geführt werden könne, spieh es nach Ansicht der Autoren eine wesentliche Rolle, 
in welchem Zeitpunkt die steuersystematische Abgrenzung zu erfolgen hat. Das 
Bundesgericht legt im kommentierten Urteil den Schluss nahe, die Grenze am 
1. Januar 1994 zu ziehen: nämlich im Zeitpunkt des Inlcrafttretens des BGBB. Die­
se Grenzziehung ist insofem nachvollziehbar, als dass die Steuerfolgen ja gerade 
unterschiedlich sind, ob landwirtschaftlich genutztes Bauland dem BGBB unter­
liegt oder nicht. Nachfolgend ist darauf näher einzugehen. 

4.1. Einzonung vor dem 1. Januar 1994 

Wurde ein unbebautes und bisher landwirtschaftlich genutztes Grundstück vor dem 
1. Januar 1994 eingezont und erfolgt heute ein Verkauf oder eine Privatentnahme, 
so könne gemäss Bundesgericht aufgmnd von Praktikabilitäts- und Umsetzungs­
problemen keine steuersystematische Abgrenzung mehr erfolgen. Dies hat zur 
Folge, dass der ganze Gewinn (Differenz zwischen Verkaufserlös und Buchwert) 

Abparzelliemng gemäss Art. 60 lit. a BGBB. 
1 Standardarbeitskraft (SAK). Die Kantone haben gemäss Art. 5 lit. a BGBB die Mög­
lichkeit, die Gewerbegrenze auf 0.75 SAK zu reduzieren. 
Vgl. Art. 2 Abs. 2 lit. a BGBB. 
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der Einkommenssteuer unterliegt. W i l l man die Meinung des Bundesgerichts ak­
zeptieren, dass in jenen Fällen kein Systemwechsel vorgenommen werden könne 
oder dürfe, so ist immerhin Folgendes zu beachten: Im Rahmen der Einführung der 
Aufzeichnungspflicht per 1. Januar 1995 waren die Bäuerinnen und Bauem gemäss 
Praxis der Steuerbehörden gehalten, landwirtschaftlich genutztes Bauland zum 
landwirtschaftlichen Ertragswert einzubilanzieren. Die Eingangsbilanzen wurden 
aufgmnd der damals noch geltenden zweijährigen Veranlagung mit Vergangen­
heitsbemessung in der Regel per 1. Januar 1993 ersteht. Wäre es damals zugelas­
sen worden, das landwirtschaftlich genutzte Bauland zum Verkehrswert einzubi­
lanzieren, würde der bei einem Verkauf oder einer Privatentnahme steuerbare Ge­
winn der Differenz zwischen dem damaligen und dem heutigen Verkehrswert ent­
sprechen. Dies ist nach Ansicht der Autoren zu Gunsten der betroffenen Bäuerin­
nen und Bauem bei der Steuerveranlagung zu berücksichtigen. 

4.2. Einzonung ab 1. Januar 1994 bis 2. Dezember 2011 

Folgt man den Ausfühmngen des Bundesgerichts, so ist auf diese Fälle die im Ur­
teil 2 C _ 7 0 8 / 2 0 1 0 begründete steuersystematische Abgrenzung anwendbar. Wendet 
man die Praxis der logischen Sekunde auf den Einzonungstatbestand an, läuft der 
Vorgang wie folgt ab: Mi t der Einzonung fällt das unbebaute und vollständig in der 
Bauzone liegende Gmndstück aus dem Geltungsbereich des BGBB und wird für 
eine logische Sekunde Privatvermögen. Da die Anlagekosten dem Buchwert ent­
sprechen, fäüt keine Einkommenssteuer an. Die Besteuemng des Gmndstückge­
winns wird aufgeschoben. Fraglich ist, ob das Gmndstück im Privatvermögen ver­
bleibt oder automatisch ins «normale» Geschäftsvermögen wechseh. Die Autoren 
plädieren bei unbebauten Baulandgrundstücken für den Verbleib im Privatvermö­
gen, wie sogleich aufgezeigt wird. Der klassische Anwendungsfall der logischen 
Sekunde bleibt daher der Wechsel vom Geschäftsvermögen Landwirtschaft ins 
Geschäftsvermögen Liegenschaftshandel. 

Ob ein Vermögenswert dem Privat- oder Geschäftsvermögen zugehört, ergibt 
sich aus der Anwendung der sogenannten Präponderanzmethode (Art. 8 Abs. 2 
StHG, Art. 1 8 Abs. 2 DBG). Nach den Richtlinien der Eidgenössischen Steuerver­
waitung sind dabei die Erträge aus der geschäftlichen Nutzung ins Verhältnis zum 
Gesamtertrag der Liegenschaft zu setzen. Beträgt der geschäftliche Nutzen mehr 
als 5 0 % , gih die Liegenschaft insgesamt als Geschäftsvermögen.^^ Im Urteil 
2 C _ 3 0 8 / 2 0 0 9 vom 14. Oktober 2 0 0 9 befasste sich das Bundesgericht mit einer 
Ersatzbeschaffung aus dem Verkauf von Bauland. Dabei hieh das Bundesgericht 

BGE 133 I I 420 Erw. 3.3. 
Vgl. Z i f f 2.1 des Merkblatts Einkommen aus selbständiger Erwerbstäügkeit nach Art. 18 
DBG (Ausdehnung der Kapitalgewinnsteuerpflicht, Übergang zur Präponderanzmethode 
und deren Anwendung) als Beilage zum gleichnamigen Kreisschreiben der Eidgenössi­
schen Steuerverwaitung vom 12. November 1992. 
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ausdrücklich fest, dass die landwirtschaftliche Nutzung bei Bauland unmassgebhch 
sei und damit kein echtes landwirtschaftliches Gmndstück vorhege.^^ Wenn aber 
die landwirtschaftliche Nutzung unmassgeblich und damit untergeordnet der künf­
tigen Verwendung als Bauland ist, muss im Zeitpunkt der Einzonung von der 
Überfühmng in das Privatvermögen ausgegangen werden. Das Baulandgmndstück 
steht somit künftig eine private Kapitalanlage dar. Im BGE 133 I I 4 2 0 steht das 
Bundesgericht zudem fest, dass selbst bei überbauten und privat bewohnten Lie­
genschaften nur ausnahmsweise von Geschäftsvermögen ausgegangen werden 
könne.^^ Bei unbebauten Baulandgmndstücken muss deshalb umsomehr von Pri­
vatvermögen ausgegangen werden. Dies einerseits deshalb, weil diese Grundstücke 
(grundsätzlich) nicht mehr dem BGBB untersteht sind und damit nicht zum land­
wirtschaftlichen Gewerbe gehören und andererseits weil der künftige Ertrag aus 
dem Verkauf die geschäftliche, landwirtschaftliche Nutzung mehrfach übersteigt. 
Landwirtschaftlich genutzte Baulandgmndstücke stellen nur insofem einen Spezi­
alfall dar, soweit diese weiterhin dem BGBB unterstellt bleiben. Wie erwähnt, 
kann das Baulandgmndstück im Fall des Liegenschaftshandels aber wieder zu 
Geschäftsvermögen werden. Diesfalls wird das Gmndstück zum Verkehrswert 
(Baulandpreis) vom Privatvermögen ins «normale» Geschäftsvermögen einge­
bracht, wobei die Gmndstückgewinnsteuer anfällt. 

Fraglich ist, wie der Systemwechsel bei Gmndstücken zu vollziehen ist, bei 
welchen die Veranlagung und der Bezug der Grundstückgewinnsteuer bereits ver­
jährt sind.^^ Die Autoren schlagen vor, dass diesfalls die steuersystematische Ab­
grenzung im Zeitpunkt des Verkaufs oder der Privatentnahme des Gmndstücks zu 
erfolgen hat. Das heisst, in jenem Zeitpunkt sind die Gmndstückgewinnsteuer 
rücksichtlich der Privateinlage und die Einkommenssteuer auf dem Wertzuwachs 
seit der Privateinlage zu erheben. 

4.3. Einzonung nach dem 2. Dezember 2011 

Die Autoren plädieren in der Frage der Umsetzung des kommentierten Urteils 
generell dafür, dass die mit dem Urteil 2 C _ 1 1 / 2 0 1 1 eingeleitete neue Praxis der 
Besteuerung von landwirtschaftlich genutztem Bauland im Geschäftsvermögen von 
Bäuerinnen und Bauem erst ab dem 1. Januar 2 0 1 2 angewendet wird. Da die neue 
Praxis in wohl allen betroffenen Steuerfällen enorme fmanzielle Auswirkungen 

Vgl. Z i f f 2.1 des Merkblatts Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit nach Art. 18 
D B G (Ausdehnung der Kapitalgewinnsteuerpflicht, Übergang zur Präponderanzmethode 
und deren Anwendung) als Beilage zum gleichnamigen Kreisschreiben der Eidgenössi­
schen Steuerverwaitung vom 12. November 1992. 
Vgl. Erw. 4.5. 
Gemäss § 177 Abs. 1 bzw. 178 Abs. 1 StG/AG beträgt die Veranlagungs- bzw. Bezugs­
verjährung 5 Jahre. 



Besteuerung von Baudlandgmndstücken MARTIN WÜRSCH/PIUS KOLLER 

haben wird, rechtfertigt es sich, vom Grundsatz abzuweichen, wonach eine neue 
Praxis im Grundsatz auf alle offenen Steuerfälle anzuwenden ist. 

Einstweilen ohne steuerliche Konsequenzen sind Einzonungen, bei welchen das 
eingezonte Grundstück oder der eingezonte Grundstücksteil dem BGBB unterstellt 
bleibt.^"^ Wo dies nicht der Fall ist, empfiehlt es sich, vor Rechtskraft der Umzo­
nung die Überführung des Grundstücks oder des Grundstückteils in das Privatver­
mögen zu verlangen. Das Bundesgericht erwähnt im Urteil 2C_11/2011 diese 
Möglichkeit explizit.^^ Mi t der Einzonung entfällt das Grundstück (z.B. unbebautes 
Baulandgmndstück oder in der Bauzone liegende Hofparzelle eines Landwirt­
schaftsbetriebes, der kein landwirtschaftliches Gewerbe mehr darstellt) oder der 
Gmndstücksteil (nicht betriebsnotwendiger Umschwung der Hofparzelle eines 
landwirtschaftlichen Gewerbes) aus dem Geltungsbereich des BGBB. Das Realtei­
lungs- und Zerstückelungsverbot gilt ab jenem Zeitpunkt nicht mehr. Geht man wie 
das Bundesgericht davon aus, dass es sich dabei nicht mehr um landwirtschaftliche 
Gmndstücke handelt, so darf auch angenommen werden, dass der primäre Nutzen 
nicht mehr landwirtschaftlich ist^^, sondem es sich dabei um eine nicht mehr be­
triebsnotwendige Kapitalanlage im Privatvermögen handelt. Da das Bauland nicht 
betriebsnotwendig ist, dürfte auch die Präponderanzmethode nicht gegen das Hal­
ten des Baulands als Kapitalanlage im Privatvermögen sprechen. '̂̂  Eine wie bei 
den Anwendungsfällen der logischen Sekunde stattfindende Privateinlage ins 
«normale» Geschäftsvermögen ist nach Ansicht der Autoren im Zeitpunkt der Ein­
zonung nicht zwingend, da nur in Ausnahmefällen von einem Liegenschaftshändler 
auszugehen ist. Das Einbringen in das Geschäftsvermögen könnte aber vom Steu­
erpflichtigen verlangt werden. Im Zeitpunkt des Verkaufs wird geprüft, ob Privat­
oder Geschäftsvermögen vorliegt. Sofem nicht selbständiges Erwerbseinkommen 
aus Liegenschaftshandel vorliegt, ist nach dem Gesagten von Privatvermögen aus­
zugehen. Liegt der Ausnahmefall des Liegenschaftshändlers vor, muss der Wert­
zuwachsgewinn bis zur Aufnahme der selbständigen Erwerbstätigkeit des Liegen­
schaftshandels (Differenz landwirtschaftlicher Verkehrswert zu Verkehrswert des 
Baulandes) mit der Gmndstückgewinnsteuer erfasst werden. Ein darüber hinausge­
hender Gewinn unterliegt der Einkommenssteuer (Differenz Verkehrswert Bauland 
im Zeitpunkt der Aufnahme des Liegenschaftshandels zum Verkehrswert im Zeit­
punkt der Veräussemng). 

Vgl. Art. 2 Abs. 2 BGBB. 
Vgl. Erw. 2.4 am Ende. 
Vgl. im Fall der Ersatzbeschaffung Urteil 2C_308/2009 vom 14. Oktober 2009 Erw. 3.2. 
Vgl. dazu oben Z i f f 4.2. 
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5. Kommentierte Steuerberechnungsbeispiele 

Die nachfolgenden Berechnungsbeispiele zeigen die unterschiedliche Besteuemng 
im dualistischen und monistischen Steuersystem auf Stellvertretend für das dualis­
tische System steht der Kanton Aargau und für das monistische System wird auf 
den Kanton Zürich verwiesen. 

5.1. Verkauf der Liegenschaft eines Selbständigerwerbenden 
(Nicht-Landwirts) 

Der Dorfschreiner Felix verkauft seine Schreinerei mit Wohnhaus. Da Bauland 
kaum an Wert einbüsst und wissend, dass beim Verkauf die stillen Reserven mit 
der Einkommenssteuer erfasst werden, wurde die Liegenschaft nur wenig abge­
schrieben. Die Anlagekosten entsprechen dem seinerzeitigen Kau^reis für das 
Baulandgmndstück zuzüglich wertvermehrender Investitionen. Das Wohnhaus 
wurde ausschliesslich privat genutzt und stellt somit nicht Geschäftsvermögen 
dar.̂ ^ Nachfolgend muss deshalb zwischen Geschäfts- und Privatvermögen unter­
schieden werden. 

Für den Verkauf des Geschäftsvermögens (ohne Wohnhaus) zeigt sich folgende 

Situation: 

Zahlen in TCHF 
Ausgangsiage Begriffe Kanton ZH Kanton AG 

ri,ii^Mi«Ji. 

Bund 
dualistisch 

Verkaufseriös 

Aniagel<osten 

Buchwert 

Verl<aufspreis 

l'SOO' 

Wertzuwachs 

500' 

GGSt 

500' 

Einkommen 

600' 

Einkommen 

600' 

Einkommen 

600' 

Einkommen 

600' 

Anlagekosten 

l'OOO' 

Abschreibung 

100' 

Einkommen 

100' 

Einkommen 

600' 

Einkommen 

600' 

Buchwert 

900' 

Vgl. BGE 133 I I 420 (Betriebsieiterwohnung eines Bäckers) oder BGE 80 1417 (vermie­
tetes Wohnhaus eines Kollektivgesellschafters). 
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Der Verkauf des Wohnhauses unterliegt einzig der kantonalen Grundstückge­
winnsteuer. 

Ausgangsiage Begriffe 

Zahlen in TCHF 
Kanton ZH 
monistisch 

Kanton AG 
dualistisch 

Bund 
dualistisch 

Verkaufserlös Verkaufspreis 

l'SOO' 

Wertzuwachs 

SOO' 

GGStl 

500' 

GGSt 

500' 

Anlagekosten Anlagekosten 

l'OOO' 

Bei einer langen Haltedauer sehen die meisten Kantone ein vereinfachtes Ver­
fahren für den Abzug der Anlagekosten vor. So kann im Kanton Zürich nach einer 
Haltedauer von 20 Jahren der Verkehrswert vor 20 Jahren (§ 220 StG/ZH) und im 
Kanton Aargau können vergleichsweise 7 1 % des Veräusserungserlöses (§ 105 
StG/AG) in Abzug gebracht werden. Die Differenz zwischen den tieferen effekti­
ven Anlagekosten und den pauschalen Anlagekosten kann somit steuerfrei reali­
siert werden, denn der Nachweis höherer Anlagekosten bleibt vorbehalten. Der 
Bund erhebt keine Gmndstückgewinnsteuer. Beim Verkauf hat Dorfschreiner Felix 
somit mit folgender Fiskalbelastung zu rechnen 

Faktoren Belastung im Detail Total j e Kanton 
A G & 

Zahlen in TCHF ZH Bund ZH AG Bund Kt ZH % Kt AG % 

Einkommenssteuer 100' 600' 12' 125' 65' 76' 190' 

AHV, IV, EO, 10% 60' 60' 60' 

GGSt 20 Jahre l'OOO' 500' 195' 55' 195' 55' 

Total l 'lOO' 206' 180' 125' 331' 3 0 % 3 0 5 ' 2 8 % 

Die Abgaben für die Sozialversicherungen auf selbständigem Erwerbseinkommen wur­
den pauschal mit 10% berücksichtigt. Für sämtliche Steuerberechnungen werden die 
Steuertarife des Jahres 2011 und der Steuerfuss der Kantonshauptorte Zürich und Aarau 
angewendet. Die Berechnungen beziehen sich auf ein verheiratetes Ehepaar ohne Kinder 
inklusive Kirchensteuer (evang. ref). Soziaiabzüge bleiben unberücksichtigt. Für die 
Grundstückgewinnsteuer wird eine Besitzdauer von 20 Jahren angenommen. Auf die 
pauschale Anrechnung der Anlagekosten wird vereinfachend und zum besseren Ver­
gleich verzichtet. 
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Anhand des obigen Beispiels kann der Unterschied in der Besteuerung von Pri­
vat- und Geschäftsvermögen sowie zwischen monistischem und dualistischem 
System anschaulich aufgezeigt werden. 

5.2. Verkauf eines Baulandgrundstücks durch einen Landwirten 

Die Gebäude des Landwirtschaftsbetriebs von Bauer Karl liegen in der Kemzone 
und gehören zu einem Gewerbe gemäss Art. 7 BGBB. Ein Teil des in der Bauzone 
liegenden Gmndstücks soll einem Nachkommen günstig verkauft werden. Dieser 
wird darauf für seine Familie ein Wohnhaus erstellen. Das landwirtschaftliche 
Gewerbe soll in mnd 5 Jahren dem Hofnachfolger zu normalen Bedingungen (Er­
tragswert) übergeben werden. 

Gemäss den Bestimmungen des BGBB kann das Baulandgmndstück abparzel­
liert werden, da es nicht zum betriebsnotwendigen Umschwung gehört. Der Ver­
kauf des Baulandes ist nach der Abparzellierung bewilligungsfrei möglich. 

Gemäss Urteil 2C_11/2011 handelt es sich beim verkauften Baulandgmndstück 
um landwirtschaftliches Geschäftsvermögen. Der Verkauf stellt eine Privatent­
nahme dar und diese löst im Zeitpunkt des Verkaufs die Einkommenssteuer auf der 
Differenz zwischen Buchwert und Verkehrswert aus (Art. 8 Abs. 1 StHG, Art. 18 
Abs. 2 DBG, § 27 Abs. 2 StG/AG). Dieses Ergebnis ist besonders stossend, da 
Bauer Karl im Jahr 1993 nur den landwirtschaftlichen Ertragswert in die Buchhal­
tung aufnehmen durfte. Dieser Umstand führt dazu, dass die Differenz zwischen 
ca. Rp. 50/m^ zu Fr. 600.00/m^ als Einkommen besteuert wird. Im nachfolgenden 
Beispiel können die Anlagekosten (700 m^ x Rp. 50/m^ = Fr. 350.00) vemachläs-
sigt werden. 

Ausgangsiage Begriffe Kanton ZH Kanton AG Bund 
Zahlen in TCHF JBMlMISfiiJ JuaJMISfitl JjMJMfefih 

• 

Anlagekosten 

= Buchwert 

Verkaufspreis 

420' 

Wertzuwachs 

420' 

GGSt 

420' 

Einkommen 

420' 

Einkommen 

420' 

Anlagekosten 

0' i U" l 

GGSt 

420' 

Einkommen 

420' 

Einkommen 

420' 
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Bei einer verkauften Fläche von 700 ergibt sich beim Bund und im Kanton 
Aargau ein Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit von rund 
Fr. 420 000.00. Im Kanton Zürich unterliegt der Wertzuwachsgewinn nur der kan­
tonalen Grundstückgewinnsteuer. Im Fall von Erbvorbezug oder Schenkung würde 
die Grundstückgewinnsteuer sogar aufgeschoben (§ 214 Abs. 3 StG/ZH, Art. 12 
Abs. 3 lit. a StHG). 

Faktoren Belastung im Detail Total j e Kanton 
A G & 

Zahlen in TCHF ZH Bund ZH AG Bund Kt. ZH % Kt. AG % 

Einkommenssteuer 0" 420' 0' 83' 41 ' 41 ' 124' 

AHV, IV, EO, 10.00% 42' 42' 42' 

GGSt 20 Jahre 420' 0' 79' 0' 79' 0' 

Total 420' 79' 83' 83' 162' 3 9 % 166' 4 0 % 

Kantons- und Bundessteuer zusammen mit den Sozialversicherungsabgaben 
betragen in beiden Kantonen insgesamt satte 40%. Der nur geringfügige Unter­
schied zwischen den Kantonen liegt darin, dass der Kanton Zürich eine relativ hohe 
Grundstückgewinnsteuer erhebt und sich die Sozialversicherungsabgaben nicht 
unterscheiden. 

Als privater Eigentümer hingegen würde der Verkauf nur mit der kantonalen 
Grundstückgewinnsteuer veranlagt. Der Bund erhebt keine Grundstückgewinnsteu­
er, womit der Wertzuwachsgewinn beim Bund steuerfrei bleibt. Die fiskalische 
Belastung halbiert sich im Fall des Kantons Zürich und im Fall des Kantons Aar­
gau reduziert sich diese auf rund einen Viertel der obigen Belastung. 

Faktoren Belastung im Detail Total j e Kanton 
AG & 

Zahlen in TCHF ZH Bund ZH AG Bund Kt. ZH % Kt AG % 

Einkommenssteuer 0' 0' 0' 0' 0' 0" 0 

AHV, IV, EO, 10.00% 0' 0' 0' 

GGSt 20 Jahre 420' 420' 79' 46' 79' 46' 

Total 420' 79' 46' 0' ! 1 1 9 % i 
46' 1 1 % 

Es zeigt sich deutlich, dass die Besteuerung des Baulands bei den Landwirten zu 
einer stossenden Mehrbelastung gegenüber Privaten und gegenüber anderen Selb­
ständigerwerbenden fuhrt. Wie das Beispiel des Dorfschreiners Felix zeigt, konnte 
dieser das privat genutzte Wohnhaus im Privatvermögen halten. Wäre der Bauer 
Karl zum Beispiel Schreiner oder Maler, würde sein Baulandgrundstück Privat­
vermögen darstellen. Dies selbst dann, wenn er darauf seine Zwergziegen weiden 
liesse oder das Grundstück ab und zu mäht. Niemand käme auf die Idee, dass es 
sich bei diesem Baulandgmndstück ausgerechnet um Geschäftsvermögen handeln 
soll. 

MARTIN WÜRSCH/PIUS KOLLER Besteuemng von Baudlandgmndstücken 

Da davon auszugehen ist, dass der Baulandpreis bereits in den Neunzigerjahren 
einige hundert Franken pro m^ betmg, hätte im Zeitpunkt der erstmaligen Bilanzie-
mngspflicht für Landwirte (1. Januar 1993) zumindest die Einbilanziemng zum da­
maligen Verkehrswert zugestanden werden müssen.^^ Da auf dem Landwert nicht 
abgeschrieben werden kann, entfällt auf der Differenz zwischen landwirtschaftlichem 
Ertragswert (ca. Rp. 50/m^) und dem seinerzeitigen Verkehrswert des Baulands die 
Einkommenssteuer. Wird ein Verkehrswert von seinerzeit Fr. 450.00/m^ angenom­
men, reduziert sich die Belastung von ursprünglich mnd Fr. 160 000.00 auf rund 
Fr. 45 000.00! 

M i t Urteil 2C_708/2010 hat das Bundesgericht eine Türe offen gelassen, sodass 
auch in diesem Fall für eine logische Sekunde von der Überfühmng des landwirt­
schaftlichen Gmndstücks in das Privatvermögen ausgegangen werden müsste. Nur 
so wird der erzielte Gewinn sachlich der korrekten Besteuemng zugewiesen. Es ist 
nämlich nicht ersichtlich, weshalb im Fall des Liegenschaftshandels oder der Ein­
bringung in das Geschäftsvermögen einer juristischen Person von der Überfühmng 
in das Privatvermögen für eine logische Sekunde ausgegangen werden muss und 
beim Verkauf des Gmndstücks nicht. In beiden Fällen handelt es sich um lange 
zuvor eingezonte Grundstücke. Eine nähere Betrachtung der Situation, wie sie im 
Urteil 2C_708/2010 gegeben war, lohnt sich deshalb. Dazu sogleich. 

5.3. Einbringen des Baulandgrundstücks in das Geschäftsvermögen 
einer juristischen Person (in Anlehnung an das Urteil 2C_708/2010) 

Verpächter Alfred war Eigentümer eines Landwirtschaftsbetriebs. Mittels soge­
nanntem Revers blieben die Gmndstücke auch nach der Verpachtung Geschäfts­
vermögen. Die Besteuemng wurde aufgeschoben. In den Jahren 1997 bis 2000 
tätigte Alf red sieben Landverkäufe. Zwei Parzellen wurden ab dem Jahr 2004 mit 
je einem Einfamilienhaus überbaut. Mi t Sacheinlage-/Sachübemahmevertrag vom 
3. März 2005 übertmg Alfred beide Parzellen an die neu gegründete GmbH zu 
einem Kaufpreis von mnd Fr. 900 000.00. 

Zahlen in TCHF 
Ausgangsiage Begriffe Kanton ZH 

monistisch 
Kanton AG 
dualistisch 

Bund 
dualistisch 

• 
Verkehrswert 

• 
Verkehrswert Verkehrswert 

900' 

Wertzuwachs 

730' 

GGSt 

730' 

GGSt 

730' 

( 5C« .e r f re . 

• 

Anlagekosten 

= Buchwert 

• 

Anlagekosten 

= Buchwert 

Anlagekosten 

170' 

Abschreibung 

0' 

Vgl. dazu oben Z i f f 4.1. 
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Gemäss Urteil 2C_708/2010 erfolgt die Besteuerung getrennt in zwei Schritten. 
In einem ersten Schritt wird das Grundstück für eine logische Sekunde in das Pri­
vatvermögen überführt. Erst in einem zweiten Schritt wird das Grundstück wieder 
in das Geschäftsvermögen der juristischen Person eingebracht. Das Bundesgericht 
hält diesen Umstand ausdrücklich fest.^^ 

Auf dem Baulandgmndstück (nicht überbaut) konnten keine Abschreibungen 
vorgenommen werden, womit die Anlagekosten dem Buchwert entsprechen. Die 
Anlagekosten beinhalten bereits die Erschliessungskosten von ca. Fr. 170 000.00. 
Auf dem Wertzuwachsgewinn von mnd Fr. 730 000.00 fallen bei 20 Jahren Be­
sitzdauer im Kanton Zürich ca. Fr. 141 000.00 (19%) und im Kanton Aargau ca. 
Fr. 80 000.00 (11%) Gmndstückgewinnsteuem an. Wird das Gmndstück an Stelle 
der Veräussemng an eine juristische Person in das Geschäftsvermögen des selb­
ständig erwerbenden Liegenschaftshändlers überführt, würde im Kanton Zürich die 
Gmndstückgewinnsteuer aufgeschoben (Art. 12 Abs. 4 lit . b StHG). Im Kanton 
Aargau hingegen vmrde sich an der Besteuemng nichts ändem (§ 96 StG/AG, 
Art. 12 Abs. 2 lit. b StHG). 

Wie das nachfolgende Schema aufzeigt, würde die Weiterveräussemng der Par­

zellen aus dem Geschäftsvermögen der juristischen Person mit der Gewinnsteuer 

belastet. 

Zahlen in TCHF 
Ausgangstage Begriffe Kanton ZH Kanton AG 

dualistisch. 
Bund 

Verkehrswert 

Anlagekosten 

= Buchwert 

Verkaufspreis 

1'200' 

Wertzuwachs 

300' 

GGSt 

300' 

Gewinn 

300' 

Gewinn 

300' 

Anlagekosten 

900' 

Würde der in der juristischen Person verbleibende Gewinn von mnd 
Fr. 2 5 0 000.00 (Gewinn nach Steuem) zudem an den Inhaber als Dividende ausge­
schüttet, würde diese der Einkommenssteuer unterliegen. Bei einer Beteiligung von 
über 10% im Privatvermögen ist beim Bund die Ausschüttung nur zu 60% steuer­
bar (Art. 20 Abs. 1^'' DBG). Im Kanton Aargau wird gemäss § 45a StG/AG das 
Einkommen aus qualifizierten Beteiligungen zu 40%) des Satzes des steuerbaren 

Vgl. Erw. 2.6: «(...) das Land war vorher und nachher Geschäftsvermögen. Aber vorher 
unterlag es - an sich systemwidrig - der Grundstückgewinnsteuer und nachher - system­
konform - der Einkommenssteuer. Damit fand ein Systemwechsel statt, welcher im dua­
listischen System der Gmndstückgewinnbesteuemng zwingend berücksichtigt werden 
muss.» 
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Einkommens besteuert. I m Kanton Zürich beträgt diese Ermässigung 50%o des 
Steuersatzes (§ 35 Abs. 4 StG/ZH). Unter Berücksichtigung der Besteuerung der 
Ausschüttung an den Anteilsinhaber beträgt die Steuerbelastung insgesamt zwi­
schen 25% und 35%. 

Faktoren Belastung im Detail Total j e Kanton 
A G & 

Zahlen in TCHF ZH Bund ZH AG Bund Kt ZH % Kt AG % 

Gewinnsteuer 0' 300' 0' 29' 21 ' 21 ' 51 ' 

GGSt 20 Jahre 300' 0' 55' 0' 0' 55' 0" 

Einkommenst Dividende 250' 250' 23' 18' 6' 29' 24' 

lotal 300' 77' 47' 27' 1.05' 3 5 % II 1 7 4 ' 2 5 % 

Die Übertragung einer Mehrheitsbeteiligung an einer Immobiliengesellschaft 
wird zudem als wirtschaftliche Handändemng der Veräussemng im Sinne der 
Gmndstückgewinnsteuer gleichgestellt (Art. 12 Abs. 2 lit. a StHG, § 216 Abs. 2 
StG/ZH, § 96 Abs. 2 lit . a StG/AG). 

6. Schlussfolgerungen aus den Beispielen 

Die Berechnungsbeispiele zeigen, dass bei der Umsetzung des Urteils 
2C_11/2011 ohne Berücksichtigung des Systemwechsels die Gewinne aus dem 
Verkauf von Baulandgrundstücken bei Landwirten zu einer viel höheren fiskali­
schen Belastung führen würden, als dies vergleichsweise private Eigentümer oder 
andere Selbständigerwerbende hinnehmen müssten. Kommen zu den Steuem und 
Sozialversichemngsbeiträgen die in der Raumplanung neu vorgesehene Mehrwert­
abgabe, ein allfälliger Verlust von Direktzahlungen (Überschreitung Einkommens­
limite) und die Abgaben aufgmnd des Gewinnanteilsrechts dazu, würden Einzo­
nung und Verkauf von Bauland für aktive Bäuerinnen und Bauem äusserst unatt­
raktiv. 

Wie im vorliegenden Aufsatz dargelegt und mit Berechnungsbeispielen veran­
schaulicht, führen folgende Gründe zu einer sehr hohen fiskalischen Belastung von 
Bäuerinnen und Bauem: 

- Baulandgrundstücke gelten bei den übrigen Selbständigerwerbenden nicht als 
Geschäftsvermögen (Ausnahme: Liegenschaftshändler). 

- Ein privat bewohntes Wohnhaus (Betriebsleiterwohnhaus) gih nur beim Land­
wirt als Geschäftsvennögen. Bei den übrigen Selbständigerwerbenden gih die­
ses gmndsätzhch als Privatvermögen. 

- Die Präponderanzmethode wird bei den Landwirten auf das ganze landwirt­
schaftliche Gewerbe als Einheit angewendet. Eine Ausscheidung von Privat­
vermögen wird den Landwirten somit verwehrt. 
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- Grundstückgewinn aus der Veräussemng von Privatgmndstücken unterliegt nur 
der kantonalen Gmndstückgewinnsteuer. Der Bund erhebt keine Gmndstückge­
winnsteuer. 

- Durch die pauschale Anrechnung der Anlagekosten wird bei der Veräussemng 
von Privatgmndstücken ein Teil des Gewinnes (Differenz zwischen tieferen, ef­
fektiven Anlagekosten und Pauschale) steuerfrei reahsiert. 

- Gmndstückgewinne aus der Veräussemng von Privatvermögen unterliegen nicht 

den Sozialversichemngsabgaben. 

- Der Verkehrswert von Baulandgmndstücken konnte bei der erstmaligen Einbi­
lanzierung durch Landwirte nicht geltend gemacht werden. Als Buchwert wurde 
meist der seinerzeitige landwirtschaftliche Ertragswert (max. Rp. 50/m^) akzep­
tiert. 

BGer 2C_559/2011 - Urteil des Bundes-
gerichts vom 20. Januar 2012 i.S. «Heidi-
Alpen Bergkäse» 
Berg- und Alp-Verordnung (BAIV); Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 BV) ; verfassungs­
konforme Auslegung; Landwirtschaftsgesetz (LwG); Anwendung neuen Rechts; 
Täuschungsverbot; Lebensmittelgesetz (LMG) 

Dr. iur. Michael Burkard, Rechtsanwalt 

I , Sachverhalt 

1. Die Firma Bergsenn A G mit Sitz in Ennetbürgen/NW stellt in Käsereien in Sa­
vognin und Untervaz/GR einen Käse her, den sie unter der Bezeichnung «Heidi-
Alpen Bergkäse» vertreibt. Das Amt für Lebensmittelsicherheit und Tiergesundheit 
des Kantons Graubünden stellte jedoch fest, dass der «Heidi-Alpen Bergkäse» 
nicht auf einer Alp , sondem eben in den tiefer gelegenen Ortschaften Savognin und 
Untervaz hergestellt wird. Das widerspreche, so befand das Amt, der Verordnung 
vom 8. November 2006 über die Kennzeichnung «Berg» und «Alp» für landwirt­
schaftliche Erzeugnisse und verarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse (Berg-
und Alp-Verordnung, BAIV; AS 2006 4833; im Folgenden: B A I V 2006). Aus 
diesem Gmnd verbot das Amt für Lebensmittelsicherheit und Tiergesundheit des 
Kantons Graubünden der Bergsenn A G die Verwendung der Bezeichnungen «Hei-
di-Alp Bergkäse» und «Heidi-Alpen Bergkäse». Gegen dieses Verbot erhobene 
Beschwerden der Bergsenn A G wurden sowohl vom Departement für Volkswirt­
schaft und Soziales des Kantons Graubünden als auch vom Bundesverwaltungsge­
richt abgewiesen. 

2. Vor Bundesgericht rügte die Beschwerdeführerin insbesondere, die BAIV 
benachteilige ohne sachlichen Gmnd die Hersteller von in der Schweiz produzier­
ten Erzeugnissen gegenüber ausländischen Herstellern. Dadurch verletzte sie den 
Gmndsatz der Gleichbehandlung der Gewerbegenossen. Zudem stelle die BAIV -
jedenfalls in der Auslegung des Bundesverwaltungsgerichts - einen unverhältnis­
mässigen Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit dar, weil sie wegen der Ungleichbe­
handlung in- und ausländischer Produkte den ihr durch das Landwirtschaftsgesetz 
vorgegebenen Zweck nicht zu erreichen vermöge. 

3. M i t Urteil vom 20. Januar 2012 hat das Bundesgericht die Beschwerde der 
Bergsenn A G gutgeheissen und damit das von der Vorinstanz gestützte Verbot der 
Bezeichnung «Heidi-Alpen Bergkäse» aufgehoben. 


